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ln dern Verwaltungsstre tverfahren
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Az. 4 L 3580/20.Gl

beantrage ich,

die Klage abzuweisen und

den Antrag abzulehnen.

Gründe

Mit Sehre ben vom 13.10.2020 meldete der Kläger/Antragsteher bei dem
Ordnungsamt der Stadt Stadtallendorf die Durchführung einer (Dauer)Ver-
sammlung mit dem Titel: ,,Abschied nehmen vom Bäumen, die Leben stif-
ten und nun dem toten Beton weichen müssen" vom 17.10.20, 13:00 Uhr
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bis zum 01.03.2021, 01:00 Uhr mit einer erwarteten Teilnehmerzahl von ca.
100 Personen und ,,3 Milliarden nichtmenschlichen Tieren" an. Für Einze-
heiten verweise ich auf die seitens des Klägers/Antragstelkrs angefügte
Anmeldung der Versammlung.

Am 15,10.2020 fand ein Kooperationsgespräch statt. Bezüglich des lnha ts

des Kcoperationsgespräches verweise eh auf das entsprechende Proto-
koll.

Am 14,10.20 erklärte das RP Gießen den Selbsteintritt anlässlich einer
akuten mit¢etei|ten Überlastung der Stadt Stadtallendorf. Auch bezüg ich

der Stadt Homberg!Ohrn sowie des Landrats des Vogelsbergkreises wurde
der Selbsteintritt wegen Überforderung der unteren Versammlungsbehör-

den bezüglich Ihrer bei den genannten Ordnungsbehörden angemeldeten
Versammlungen erklärt.

Am 16,10.2020 erließ meine Behörde eine Verfügung, in der die Versamm-
lung n dervom Kläger/Antragsteller an¢eme|deten Form verboten wurde.
Gegen diese Verfügung erhob der Klägerl Antragsteller am 19.10,2020
Klage und stellte einen Antrag nach § 80 Abs. 5 VwGO.

0

Bezüglich der Tage vom 17,10.2020 bis mindestens zum 19.10,2020 hat
sich das Klage- bzw, Antragsbegehren bereits erledigt.

Der Ei|antraC ist bereits unzulässig, soweit er die Beschwer durch die zeitli-
che Verkürzung der Versamm ungsdauer betrifft. Insoweit bleibt es dem
Antragsteller unbenommen zu CegebenerZeit und unter den dann mögli-
chen Pandemiebedingungen erneut eine Versammlung anzumelden.

Die K|a¢e ist unbq;ründet.

DerAntrag nach § 80 Abs. 5 VWGO ist abzulehnen, da im Rahmen derge-
botenen lnteressenabwägung das Interesse des AntraCste||ers an der Alis-
setzung der Vollziehung gegenüberdem Interesse derA||Cemeinheit an der
sofortigen Vollziehung vorliegend zurückzutreten hat,
Die erhobene Klage hat im Hauptsacheverfahren offensichtlich keinen Er-
folg, da die angegriffene Verfügung offensichtlich rechtmäßig ist.

Zur BegründunC der Rechtmäßigkeit verweise ich auf meine rechtlichen
Ausführungen in dem angegriffenen Bescheid vom 16,10.2020.

Das Protestbegehren des Antragstellers wurde nicht verkannt: wie dem
festgestellten Sachverhalt im verfahrensgegenständlichen Bescheid zu ent-
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nehmen, umfasst das angemeldete Protestgebaren des Antragstellers sq-

woh das Absch ednehmen als auch d e Bi|dunC von Menschenketten um
die "\Naldfahrzeuge" und andere bauliche An|aCen wie Z.B e nzelnen

Baumhäusern, Beides sind Stilmitteldes Prctestes, die von derVersarnm-

lungsbehörde wertfrei zur Kenntn s zu nehmen 3ind. Dieser Protest ßO||-

wie die Anmeldung des Antragstellers be egt -auf dem panfestgestelter

Trassengelände der BAB49 stattf nden und zwar unter N Utbeachtung e-
nes Sicherheitsabstandes zu den dort eingesetzten Maschinen und den

sich doi1 in der Fällung befindlichen 3äuinen, Der Abstand teruht auf ob-

jektiven Kriterien, die im angefochtenen Bescheid nechvollziehbardarge-

legt wurden, Es ist demnach - entCegen derAnsicht cies Antragstellers -

irre evant, ob der AntrayLeller stillen Protest durch Abschiednehmen, durch

Menschenketten oder ,,lauten Protest" ausüben möchte: entscheidungsrele-

vant st einzig, ob verfahrensgegenständlch Umstände d e Cffentliche Si-

cherheit oder O[dnunC bei Durchführung der Versammlung unmittelbar ge-

fährden. Diese sind -wie ebenfalls im angefochtenen Bescheid ausführlich

dargelegt - gegeben, eia Menschenleben konkret gefährdet werden. Gee g-

nete Ersatzflächen wurden abgelehnt. Das Verbot fürd esen Teilbere eh g lt

demnach unabhängig von der k(jnkret gewähten Protestform.

Die 3egrenzung der angemeldeten Versammlung bis zum 31,10,2020 be-

ruht auf der Tatsache, dass das aktue le lnfektionsgeschehen in 3ezug auf

,Covld19" derzeit eine angemessene Verkürzung notwendig macht, da d e

Gefahrenprogncse derzeit nurfür kürzere Zeiträume möglich st, um fexibel

zum Schutz der Beteiligten ag eren zu können. Der Antragsteller hat nicht

ausgeführt, wieso erdurch d e Verkürzung derVersamm ungsdauerschon

heute beschwert ist.

Darüber hinaus wc sc ich hinschtlich der mit dem Betreten der im Trassen-

verlauf befindlichen Flurflächen und somit Räumungs- sowie Rociungscrte
als auch der berets gerodeten Flächen h nsichtlich der h ermit verbunde-

nen Gefahrfür Leib und Leben -Art. 2 Abs. 2 Satz1 GG -auffolgendes

hin:

Bei Versamnl|unCen im Bereich des p anfestCeste|ten Trassenverlaufs und
des sich daran anschließenden Sicherheitsbereichs besteht bei laufenden

Arbeiten eine unmittelbare Gefahr für Leib und Leben der Versammlungs-

teilnehmer. Für die Versammlung war deshalb nach § 15 Abs 1 VersG auf

den Flurstücken des Trzssenbereichs mit aktiven Rcdungs- und Räu-
mungsarbeiten entsprechend der Anmeldung des Klägers Mntragste lers

ein VerEot auszusprechen,

Die Rodung des Waides erfclgt durch hochmechanisierte Fä||unC und Auf-

arbeitung des Holzes. Im Weid befinden sich vielfach rund 40 Meter hohe

Bäume. Cie auf dem Trassenverlauf befindlichen Bäume sind zum Teil

durch die im Wald befindlchen Aktiv sten mit Drahtseilen verEunden v\/or-

den. Zudem sind diese durch die im Wald befindlchen Aktivisten oder Dritte
-wie man esden e nsch|äCigen Medien wie Twtter u,s,w, -entnehmen
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kann mt sog. Metall-Spikes oderenderen Gegenständen versehen wor-

den. Weiterh n ist aufgrund Ces d chten Bewuchses n Gern geschlossenen

Waldbestand die Umgebung von den Maschinen aus nicht vo lständig zu

überblicken. Die bei der Fälung stürzenden Bäume können andere 3äume
und Äste mitreisen. Im Bereich derArbeiten besteht aufgrund deraufge-

zeigten Gegebenheiten e ne unmitte bare Gefahrfür Leib und Lehen durch
stürzence Bäume und herabfallende Aste, Zusätzliche Gefahren gehen von

den sog Harvestern im Betrieb aus, deren Sägeketten reißen und bis zu 90

Meterweit fliegen können. Diese Gefahrwrd nsbesondere durch die an

den Bäumen angebrachten sog Meta l-Spikes erheblich gesteigert.

Diese Gefahren bestehen während der Rodungsperiode daher m Trassen-

verlauf sowie dem zum Schutz ver den Harvestern erforderlichen umlegen-

den 9C Meter breiten Sicherheitsbereich.

Weiterhin wird nochmals klargestellt, dass der Trassen- und Sicherheitste-
reich bereits Baustellenbereich st. Die Arbeiten werden an wechselnden

Orten im Wa d ausgeführt, Da die RoCungsarbeiten an unterschiedlichen

Stellen beginnen und durchgeführt werden verläuft die Gefahrenzone nicht

entlang einergekennzeichneten Route unC beschränktsich nicht auf ein

kleines Teilgebiet, Der Trassen- und Waldbereich ist zug eich unübersicht-

lich und kaum zu kontrolieren Dies gilt erst recht, wenn auch mit Selbstge-

fährdungen durch die Versamm ungstei nehmer gerechnet werden muss

{Z.B. durch Hinaufklettern an den Bäumen), um sd die Einstellung derMaß-

nahmen zu erzwinCen Wirksame AEsperrungen können aufgrund des dich-

ten Bewuchses nicht aufgeste ltwerden, D e geringe Sichtweite sowie die

Hindernissituation machen d e Situaticn unkontrdlierbarfürdie Einsatz-

kräfte der Polizei. Nur Fei Versamm|unCen außerhalb des Trassen- und Si-

cherheitsbereichs lassen sich diese 3edenken ausräumen

Eine Demonstration an den jewei iCen Orten der jeweils stattfindenden Fäl-

lungen (sog. Hiebsorte) stellt nicht nureine Gefahrfür LeiE und Leten der

Versamm ungstei nehmer car, sondern auch eine solche fürdie einCesetz-

ten Waldarbeiter. Hiebsorte sind hochbrisante und bezüglich der Sicherheit

sehr ab le Bereiche. lnsbescndere bestehen hier Gefahren u.a durch
nachfallende Aste, Baumhänger, e ne a lgemeine Destabilisierung des 3e-

standes Ein Aufenthat von Menschen auf Hiebsflächen oder in laufenden

Hieben ist, auch im Hinblick auf mit Waldarbeiten nicht geschulten und un-
beCarflen Versammlungsteilnehmern, völlig ausgeschlossen.

Das zuvor dargestellte Ci|t eben30 für die bereits gerodeten Flächen. Diese

sind ähnlich gefährich, da sie mitgefällten Bäumen und 3aumteilen verse-

hen sind. Hierbestehtebenfalseine hohe Gefahrfür Leib und LeEen der

Versamm ungstei nehmer durch Ll.ä. Nachrutschen von Stämmen, Bersten

von unter Spannung stehencen Baumteilen, Nicht umsonst werden jedes

JahrWaldflächen nach den großen Stürmen als scg. Windwurfflächen für
die Allgemeinheit gesperrt. Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass sowät

die Fällungen abCesch|ossen sind, auch die Waldumwand ung beendet i3t.
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Das bedeutet, dass eine Betretung auf Grund des allgeme nen WalCbetre-
tungsrecht auf diesen Flächen entfällt,

Mit Blick auf die fürden Weiterbau derA 49 und in deren Trassenverlauf
liegenden Waldflächen würden sich die Te lnehmer einerVersarnm|unC
nicht in einem ,,normalen" Waldstück, in denen mit den waldtypischen Ge-

fahren gerechnet werCen muss, sondern in einem Bere cn mit menschlich
verursachten (unnatürichen) Gefahren bef nden.

Insoweit konnte dem Antragsteler, Kläger eine Versamm|unC nuraußer-
halb des Trassen- als auch 90 m Sicherheitsbereiches gestattet werden.
Da es bereits im Verlauf der Rodungen durch andere Versammlungsteil-

nehmerund Ll.ä auch dem Anmelder vermehrt Arbeitsschutzbeschwerden
hinschtlich der Einsatzkräfte Cer Polzei vor Ort gab, musste eine weitere
Schutzzone von 3D m für d ese zwingend einbezoCen werden, Diese dient
zum einen dem Schutz der Einsatzkräfte, welche im bisheriCen Verlauf der
Rodung aktiv von anNesenden Menschen n den Sicherhetsbereich der
Rodungen gedrängt mrden. Zum anderen dient die Schutzzone von 30 m
auch dem Schutze von Leib und Leben von Versammlungstei nehmern, sc-

fern diese durch die F'olzei hincurch Richtung Sicherheits- und Rodungs-
bereich durohbrechen. Innerhalb der30 m Schutzzone haben die Einsatz-
kräfte vor Ort ncch e ne realistische Chance ci e durchbrechenden Ver-
sammlungsteilnehmer einzuhclen sowie aufzuhalten.

Insoweit sind nach alledem weiterhin keine mideren, gleich geeigneten
Maßnahmen ersichtlich. Eine örtliche Verlagerung der Versammlung inner-
halb des Trassen- und Sicherheitsbereichs ist mit einer Fortführung der Ar-
beiten und gleichzeitger Gewährleistung der Sicherheit von Leben und Ge-
sundheit im unübersichtichen Baustelenbereich nicht zu ge\/vähr|eisten.
Wirksame Absperrungen können aufgrund des dichten Bewuchses nicht
aufgestellt werden. Die gernge S chtweite sowie die Hindernissituaton ma-
chen die Situation unkontrcllerbar für die Einsatzkräfte der Pclizei. Nur bei
Versamm ungen außerhalb des Trassen- und Sicherhe tsbereichs lasser
sich diese Bedenken ausräumen.

Das Verbot schränkt die Versammlungsfreiheit nach Art. 8 Abs. 1 GG in an-
gemessenerWeise ein. Zwar umfasst die Versammlungsfreiheit das
Selbstbestimmungsrecht über Ort, Zeitpunkt, Art und Inhalt der Versamm-
lung. Dabei ist grundsätzicn auch die Freiheit garantiert, d e Versamm|unC
in möglichst großer Nähe zu einem symbolträchtigen Ort durchzuführen,
der für das Versammlungsanliegen von BedeutunC ist. Derfreien Ortswah

sind jedoch Grenzen Cesetzt. 3eschränkungen in örtlicher Hins cht sind zu-
lässig, wenn kolidierende Rechtsgüter entgegenstehen, Geschützt ist das
Interesse an e nergrößtmög ichen Nähe zu den symbolträchtigen Örtlich-

keiten. Dieses lässt es bei Rechtsgüterkollisionen zu, Versammlungen n
Bereiche zu verlagern, in denen Cer kommun kative Zweck der Versamm-
lung auch erreichtwerden kann und der Beachtungserfolg n cht unverhält-
nismäßig beeinträchtiCt wird (O'/G Lüneburg Urt, v, 29 05 2008 -11 LC
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138/0(3, Rn 78, juris). Insoweit steht dem Veranstalter nicht das Bestim-

mungsrecht darüberzu, wie gewichtig die seinem Versamm ungsan iege7
entgeCenstehenden RechtsCüterin die Abwägung e nzubringen sind und

wie die lnteressenkohsion rechtlich bewältigtwerden kann (3VerfG, Ent-

sch. v. 26.03.2001 - 1 bvq 15/01, Rn. 18, jurs).

Es besteht daher kein Zutrittsrechtzu be|ebCen Orten, Cie ansonsten nicht
schen a||Cemein der Cffentlichkeit zugänglich sind. Die Trassentlächen ste-

hen ini Besitz der DEGES Gnibd Es handelt sich dabei uni Baustelenflä-
chen Allgeme n der Öffentlichkeit zugänglich wären solche Bereiche, die

für die tatsäch iche allgemeine Kcmmunikation eröffnetworden snd \vic es
z.3 auf den öffentlichen Straßenraum, auf Einkaufszentren odersonstige

Begegnungsstätten zutrfft, die allgemein und durch den WiCmungszweck

gebi |iCt zum kommunikatven Austausch genutzt werden. Der Trassen- und

Sic|)er|)eitst)ereic|) ist kein öffentliches Fcrum. Hierzu veiwe sc ich auch auf

die Ausführungen in me nem Bescheid vom 16.10.202C auf S 5.

Die Fläche ist Baustellen- und Gefahrenbereich, Selbstfür die allgemeine

Erhclungsnutzung sind derartige Waldbereiche versperrt und gerade nicht

mehrallgemein zugänglich scdass sie auch für einen kommun kativen
Austausch mit der Öffentlchkeit schon faktisch ungee gnet sind. Der Vor-

stellung der Versammlungsteilnehmer, die Rcdungsarbeiten Schritt für

Schritt in unmittelbarerörtlicherNähe zu beC|eiten, stehen die dargelegten

Gefahren für Le b und Leben dieserselbst a sauch derWaldarbeiterentge-

gen.

Hinsichtich Cer Umwandlung derWaldf äche in eine Fläche, die nicht mehr

dem Waldgesetz unterliegt, geht die Annahme des Antragstel ers / Klägers

zum Rechtsstatus dergefä lten Bere ehe fehl. Die bereits Cercdete Trasse
hat ihre \Na|deiCenschaft verloren und unterliegt semit nicht mehr den Ce-

setzichen ReCe|L|ngen des BWaldG bzw. HWaldG. D e Cenehmigte Ro-

dung fanC hierzum Zwecke derNutzungsänderung statt und diese Nut-

zungsänderung wrd auch bereils umCesetzt. Der Parlamentarischen Bera-

tungsdienst des Landtages cies Landes Brandenburg hat in einer Ausarbei-
tung aus dem Jahr 2017 das ,Ende derWaldeigenschaft' untersucht, Dem-

nach endet die Waldeigenschaf: i.S.d. Waldrechts mit der genehm gten tat-
sächlichen Beseitigung des Waides. Sobald d e Waldeigenschaft einer F ä-

che endet, unterliegt sc nicht mehr den Vorschriften Ces Landeswaldgeset-

zes.

Eine Versammlung kann ndes in räumlicher Nähe zu den Rodungsarbeiten

und in Sichtweite unter Gewährle stung e nes Mindestabstandes von min-

destens 120 m stattfinden, so dass das An legen, die Me nungsäußerunCen

in sichtbarem Bezug zu ihrem Gegenstand zu tätgen, mit einem Sicher-

heitsabstand verwirkicht werden kann, D eser Sicherheitsbereich wurde n

meinem Bescheid auf S. 6 ausführlich begründet
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Als milderes Mitte kommtauch nchtdie 3ilCung von Menschenketten um
die in den Wald e Mährenden Maschinen der Rodungsformen in 3etracht,
Aus Sicht der Versanini ungsbehörde besteht insoweit recht ich keine Mög-
lichkeit und Grundlage eile Einsatzzeiten vcn Seiten der Rodungsfirma zu
verlangen. nsoweit eräutert die zur Ste||unCnahme aufgeforderte DEGES
GmbH hierzu, dass eine Mitteilung dertäglichen Fällorte durch den Vorha-
benträgerabgelehnt wird. Es bestehe keine rechtliche Verpfichtung Die
Fällcrte werden täglich neu festge|eCt, insbesondere mit E3 ick aufVerfüg-
barkeit von Arbeitskräften, Gerät und ver a lein auf die Sicherstellung e nes
sicheren Ablaufs (s, Anlage), Di? Entscheidung des Vorhabenträgers, wenn
und wo erweitere Fällarbeiten ansetzt, kann von Seten derVersamm-
lungsbehörde nicht beeinflusst werden. Es steht daher insoweit auch milde-

res Mittel zurVerfügung.

Der Antrag ist nach dem zUvor dargestellten abzuweisen da das Vollzugs-
interesse aufgrund derhchen Schutzgütervon Leib und Leben überwieg:.
Fernerergibt eile gebotene lnteressenabwägung m Sinne einer Fo|Cent)e-
trachtung, dass d e drohenden Gefahren für C e Ver$amm|unCstei|nehmer
bei e ner Durchführung der Versamm|unC wie angemeldet im H nb ick auf
das Grundrecht auf Leben und kCrperliche Unversehrtheit nach Art. 2
Abs. 2 Satz 1 GG als zu schwerwiegend erscheinen Den Staattrifft inso-
weit eine grundrechtliche Schutzpflicht, d e Einschränkungen der Versamm-
lungsfre heit erforderlich macht,

Die K|aCe ist nach aldem ebenfalls abzuweisen.

1111 Aufjag

(Dr. Heckmann)
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